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EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Delegation für die Beziehungen zu den Ländern Südostasiens und der Vereinigung 
südostasiatischer Nationen (ASEAN)

1. INTERPARLAMENTARISCHES TREFFEN EP-MYANMAR

26. FEBRUAR – 2. MÄRZ 2012

BERICHT DES VORSITZENDEN

Herr Werner LANGEN

Zusammenfassung des Besuchs

Mitglieder der Delegation des Europäischen Parlaments für die Beziehungen zu den 
südostasiatischen Staaten und der Vereinigung Südostasiatischer Nationen (ASEAN) reisten 
vom 26. Februar bis 2. März 2012 nach Myanmar. Vorsitzender der elfköpfigen Delegation 
war Werner LANGEN (EVP, Deutschland). Zu den Teilnehmern gehörte auch Barbara 
LOCHBIHLER (Verts/ALE, Deutschland), die Vorsitzende des Unterausschusses für 
Menschenrechte. Die vollständige Delegiertenliste liegt bei. Es handelte sich dabei um den 
ersten offiziellen Besuch der ASEAN-Delegation in Myanmar.

Die Delegationsmitglieder sind den Behörden Myanmars sowie der EU-Delegation für 
Myanmar, deren Sitz sich derzeit in Bangkok befindet, dankbar für ihre wertvolle 
Unterstützung bei der Vorbereitung und Organisation dieses Besuches. 

Auf dem äußerst umfangreichen Programm (beiliegend) standen verschiedene Treffen auf 
höchster Ebene mit der Regierung von Myanmar, einschließlich mit dem Präsidenten 
H.E. U Thein Sein. Die Delegation traf auch die Vorsitzende der Nationalen Liga für 
Demokratie und Sacharow-Preisträgerin Aung San Suu Ky sowie Vertreter anderer 
politischer Parteien. Die Treffen verliefen in konstruktiver und positiver Atmosphäre, und 
die Sprecher der Regierung betonten immer wieder ihren Wunsch, mit der EU 
zusammenzuarbeiten und Unterstützung beim Aufbau von Kapazitäten zu erhalten.

Der Besuch fand zu einer Zeit statt, die viele Beobachter als eine Ära nie da gewesener 
Glasnost in Myanmar bezeichnen. Nach 50 Jahren der Isolation hat die Regierung in den 
letzten Monaten ein ehrgeiziges Programm grundlegender politischer und wirtschaftlicher 
Reformen ins Leben gerufen. Einer der Sprecher sagte: „Myanmar war viele Jahre lang 
geschlossen, aber jetzt hat es die Tür geöffnet.“ Regierungsmitglieder haben bei den Treffen 



PE483.249v01-00 2/33 CR\897838DE.doc

DE

vielfach betont, dass dieser Prozess „dauerhaft und unumkehrbar“ sei. Das Reformprogramm 
sei in seinem Umfang ehrgeizig und enthalte „vielfache und simultan stattfindende 
Übergangsprozesse“. 

Vonseiten der Gesprächspartner, die nicht der Regierung angehörten, wurde allgemein 
anerkannt, dass in der Tat bedeutende politische Fortschritte erzielt worden waren und 
Myanmar ein deutlich offeneres Land geworden war. Allerdings gab es noch Fragen darüber, 
wie „dauerhaft und unumkehrbar“ die Veränderungen tatsächlich sein würden und ob die 
Regierung über die Kapazitäten verfügt, die Reformen vollständig umzusetzen. 

Es war dennoch offensichtlich, dass der Reformprozess „in Arbeit“ ist und noch viel getan 
werden muss. Einer der Minister drückte es so aus: „[Die Regierung] ist auf dem Weg nach 
oben, hat aber den Gipfel des Berges noch nicht erreicht.“ Obwohl der Präsident und andere 
führende Regierungsmitglieder offenbar fest entschlossen sind, die Reformen durchzuführen, 
wurden Befürchtungen geäußert, dass andere Akteure innerhalb der Machtstrukturen diesem 
Prozess mit mehr Skepsis oder gar feindselig gegenüberstünden und sich als Hindernis 
erweisen könnten. Darüber hinaus gab es Bedenken bezüglich der administrativen 
Kompetenz einer Regierungsmaschine, in der Beamte Angst hätten, Initiative zu ergreifen, 
und oftmals schlechte Kommunikation zwischen Ministerien und Behörden herrsche.

Es wurden unterschiedliche Meinungen in Bezug auf die nationale 
Menschenrechtskommission geäußert, die von der Regierung im September 2011 zur 
Förderung und Wahrung der Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger eingerichtet worden 
war. Sie sei zwar grundsätzlich zu begrüßen, Sprecher der Opposition kritisierten sie jedoch 
als reaktiv und zu wenig erfahren, um in dem veränderten Umfeld effektiv zu arbeiten. 

Die Freilassung Hunderter politischer Gefangener wurde von der Opposition sowie der 
Zivilgesellschaft begrüßt; die Frage jedoch, ob tatsächlich alle politischen Gefangenen 
freigelassen worden waren, wurde noch immer diskutiert und dadurch verkompliziert, dass 
Regierung und nichtstaatliche Sprecher uneins über die Definition eines „politischen 
Gefangenen“ waren – der Regierung zufolge seien nur noch politische Gefangene in Haft, 
die Straftaten begangen haben. 

Bei den Treffen wurde auch umfassend darüber diskutiert, in welchem Maß die zur 
Verantwortung gezogen werden sollten, die sich der Verletzung der Menschenrechte 
schuldig gemacht hatten, und wie sichergestellt werden kann, dass der Versöhnungsprozess 
nicht vom Wunsch nach Vergeltung behindert wird. 

Die für den 1. April angesetzten Nachwahlen wurden als ein wichtiger Test für den Umfang 
und die Tiefe der politischen Reformen angesehen. Obwohl sie lediglich in einer begrenzten 
Anzahl von Wahlkreisen stattfinden – 45 (ursprünglich 48) von insgesamt über 500 Sitzen in 
beiden Kammern des Parlaments –, sind sie von entscheidender symbolischer Bedeutung. Zu 
den gegeneinander antretenden Parteien gehört auch die Partei von Aung San Suu Kyi, die 
Nationale Liga für Demokratie (NLD), die die allgemeinen Wahlen von 2010 boykottiert 
hat. Die Mehrheit der nichtstaatlichen Gesprächspartner stimmte zu, dass die Wahlen aller 
Voraussicht nach im Großen und Ganzen in Einklang mit international anerkannten 
Standards stattfinden und eine erhebliche Verbesserung im Vergleich zu den heftig 
kritisierten Wahlen von 2010 darstellen würden; dennoch wurden noch immer Beschwerden 
in Bezug auf den Zugang zu den Wählerlisten und die vorzeitige Stimmabgabe geäußert. 
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Den meisten Beobachtern zufolge wünschten sich Myanmars Machthaber auch tatsächlich 
den Einzug der NLD ins Parlament, um ihm mehr Legitimität zu verleihen. Die Teilnahme 
internationaler Wahlbeobachter stand mehrfach zur Diskussion, und nach der Rückkehr der 
Delegation nach Europa erging eine Einladung an die EU (einschließlich des EP) zur 
Entsendung von Beobachtern; die Einladung wurde angenommen. 

Die Stärkung der Medienfreiheit wurde als deutliches Zeichen für den politischen 
Reformprozess gesehen. Kandidaten der Opposition – wie Aung San Suu Kyi – war Zugang 
zu audiovisuellen Medien gewährt worden, und es gab Anzeichen für mehr Offenheit und 
Freiheit der Presse. Als Zeichen für ein offeneres Klima sind auch die T-Shirts und DVDs 
von Aung San Suu Kyi zu werten, die allerorts erhältlich waren. Zudem teilte man der 
Delegation mit, dass Gesetzesprojekte im Gange seien, um die Medienfreiheit fester im 
Gesetzbuch zu verankern; diese Rechtsvorschriften müssen allerdings noch eingehend 
geprüft werden. Nichtregierungsorganisationen spielen mittlerweile eine aktivere Rolle in 
einer sich stärker einbringenden Zivilgesellschaft.

Mehrere Sprecher nichtstaatlicher Organisationen führten an, dass die mit Mängeln behaftete 
Verfassung von 2008, die der Armee große Macht zusichert – am sichtbarsten durch die 
Reservierung von 25 % der Parlamentssitze für das Militär –, noch immer in Kraft sei. 
Einige Minister gaben an, dass noch Raum für Verfassungsänderungen in der Zukunft 
bestehe. Einige Sprecher – darunter mehrere nichtstaatliche Vertreter – vertraten auch die 
Auffassung, dass die Teilnahme des Militärs an der Gesetzgebung es „den Generälen“ 
ermögliche, sich besser mit den parlamentarischen Praktiken vertraut zu machen, und dass 
die bestehende Versammlung einen Schritt in Richtung eines echten Parlaments darstelle. 
Tatsächlich gibt es Hinweise, dass sich das Parlament – trotz seiner begrenzten Befugnisse –
zunehmend Gehör verschafft und sein Durchsetzungsvermögen steigt. Es ist offenbar nicht 
zu vermeiden, dass das Militär noch eine Weile eine entscheidende Rolle im nationalen 
Politikbetrieb spielen wird, und Aung San Suu Kyi hat sich zur Zusammenarbeit mit den 
Militärs bereit erklärt. 

Die Konflikte in mehreren Teilen Myanmars waren ein wichtiger Punkt in den Diskussionen. 
Bewaffnete Aufstände von sezessionistischen Gruppen hatten im Jahre 1962 dem Militär als 
Rechtfertigung gedient, die Macht zu ergreifen und eine Militärdiktatur auf der Grundlage 
eines „einheitlichen“ Staates zu errichten. Seither war es in vielen Teilen des Landes immer 
wieder zu gewaltsamen Auseinandersetzungen gekommen; diese Gewalt ist jedoch 
zurückgegangen, und es wurden Waffenstillstände zwischen der Regierung und zahlreichen 
bewaffneten ethnischen Gruppen unterzeichnet. Der noch anhaltende Aufstand im Kachin-
Staat stellt die wichtigste Ausnahme dieses eher positiven Bildes dar und gibt weiterhin 
Anlass zu tiefer Sorge. Es kommt noch immer zu vereinzelten Zusammenstößen mit anderen 
bewaffneten Gruppen, und die Lage ist unklar, da Medien zu vielen abgelegenen Regionen 
nur beschränkten Zugang haben. Eine Reihe von nichtstaatlichen Sprechern äußerten die 
Sorge, dass noch immer ein erhebliches Konfliktpotenzial bestehe; allerdings ergab sich 
während des Besuches insgesamt das Bild eines Volkes, das sich nach einer viel zu langen 
Zeit des Krieges endlich nach Frieden sehnt. 

Die Regierungsvertreter betonten, dass ihre Prioritäten darin bestanden, Waffenruhen zu 
vereinbaren, mit den bewaffneten Gruppen und der Zivilbevölkerung in Dialog zu treten, 
Beschäftigung zu schaffen und den Wiederaufbau der Konfliktgebiete sicherzustellen. 
Vorwürfe von Menschenrechtsverletzungen wiesen sie weitgehend zurück und räumten 
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lediglich ein, dass es möglicherweise einige Fälle mit einzelnen Soldaten gegeben hatte. 

Die Angelegenheit der Rohingya im nördlichen Staat Rakhain wurde von der EP-Delegation 
mehrfach angesprochen. Nichtstaatliche Sprecher gaben an, dass das muslimische Volk –
von dem ein großer Teil nach Bangladesch geflohen war – noch immer diskriminiert und in 
ihren Rechten – vor allem in Bezug auf die myanmarische Staatsbürgerschaft – stark 
eingeschränkt würden. Die Erfordernisse bezüglich der Staatsangehörigkeit wirkten sich 
besonders negativ auf diejenigen, die Staatsbürger von Bangladesch geheiratet hatten, sowie 
deren Kinder aus; sie würden als „Bengalis“ angesehen. 

Zeitgleich mit dem politischen Reformprozess finden wirtschaftliche Reformen statt, und 
zahlreiche Sprecher betonten, dass die wirtschaftliche Entwicklung zur Förderung der 
politischen Stabilität beitragen werde. Es bestehe enormes wirtschaftliches Potenzial, und in 
der Tat war Myanmar früher einmal eines der wohlhabendsten Länder Asiens und mit 
umfangreichen natürlichen Ressourcen gesegnet. Schuld an der wirtschaftlich äußerst 
schwierigen Lage Myanmars seien laut Regierungssprechern vor allem die internationalen 
Sanktionen und nicht das eigene wirtschaftliche Missmanagement und die chronische 
Korruption (oftmals als „Vetternwirtschaft“ bezeichnet). Einige nichtstaatliche Sprecher 
vertraten zudem die Auffassung, dass die Sanktionen (und der Ausschluss Myanmar vom 
Allgemeinen Präferenzsystems der EU) nur dazu gedient habe, die ärmsten 
Bevölkerungsgruppen zu treffen, wie die Arbeiter der Bekleidungsindustrie. 

Die Frage, ob die EU-Sanktionen positiv dazu beigetragen haben, die Regierung zu 
Reformen zu bewegen, wurde eingehend diskutiert. Die Regierungsvertreter erklärten im 
Allgemeinen, dass die Sanktionen keinen Einfluss auf sie gehabt hätten; vielmehr habe man
unabhängig den Beschluss gefasst, dass es an der Zeit sei, ein neues Kapitel aufzuschlagen 
und das politische und wirtschaftliche System Myanmars zu verändern. Aung San Suu Kyi 
hingegen vertrat die Auffassung, dass die Sanktionen eine wichtige Rolle dabei gespielt 
hätten, die Regierung zu überzeugen, den derzeitigen Reformprozess in die Wege zu leiten. 

Die Sanktionen der EU wurden im Februar gelockert und ein Großteil der anderen 
„restriktiven Maßnahmen“ – die am 30. April 2012 auslaufen – soll am 23. April 2012 
überprüft werden. Ein Besuch von Catherine Ashton, der Hohen Vertreterin für Außen- und 
Sicherheitspolitik, soll kurz danach folgen. Die Frage, in welchem Umfang die Sanktionen 
gelockert werden sollen, blieb allerdings bestehen.

Es lag jedoch auf der Hand, dass die Sanktionen dazu geführt hatten, dass Myanmar sich zu 
stark vom Handel mit China abhängig gemacht hatte; ein Sprecher sagte dazu: „Myanmar ist 
aufgrund der Sanktionen zu einem Teil China geworden.“ Mitglieder der Regierung hatten 
die Gefahren dieser Politik – insbesondere Verträge mit China, die es dem Land erlaubten, 
Kontrolle über einen großen Teil von Myanmars natürlichen Ressourcen zu erlangen –
zunehmend erkannt. Ein Zeichen für diese veränderte Haltung war die Aufschiebung des 
Baus des umstrittenen Mitsone-Damms im Kachin-Staat. Nay Pyi Taw machte deutlich, dass 
er nach einem Gegengewicht zu China strebe; er betonte die Notwendigkeit, dass das Land 
vom Zugang zu Kapital, Technologie und Fachwissen aus dem Ausland profitiert, und 
erklärte damit im Endeffekt, dass das Land nun „offen für Geschäfte sei“. Es gibt eindeutige 
Belege dafür, dass zahlreiche westliche Investoren bereit sind, nach einer Lockerung oder 
Aufhebung der Sanktionen in das Land zu gehen, um Zugang zu seinen natürlichen 
Ressourcen zu erlangen und in Bereiche wie Tourismus, Finanzdienstleistungen, 
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Telekommunikation und Infrastruktur zu investieren. Es besteht großes Potenzial, da der 
Handel mit Europa derzeit gerade einmal 1,9 % des gesamten Handelsverkehrs von 
Myanmar ausmacht.

Kurz- bis mittelfristig würde der Schwerpunkt auf arbeitskräfteintensiven 
Wirtschaftszweigen wie Landwirtschaft liegen, wodurch in kurzer Zeit Beschäftigung für 
eine große Zahl von Arbeitslosen – insbesondere in Gegenden, in denen kürzlich noch 
Konflikte herrschten – geschaffen werden und das Leben der Bevölkerung Myanmars 
verbessert werden könnte. Vor allem in ländlichen Gebieten müssen die richtige 
Infrastruktur und ein Zugang zu sauberem Wasser und Technologie geschaffen werden. 
Zudem wäre eine Politik zur Unterstützung der wirtschaftlichen Basis – durch Initiativen wie 
die Bereitstellung von Krediten und Zugang zu zinsgünstigen Darlehen – darauf 
ausgerichtet, die Gründung von KMU anzuregen. Längerfristig könnte eine wissensbasierte 
Wirtschaft entwickelt werden. Darüber hinaus muss das bislang kläglich unterfinanzierte 
Bildungssystem dringend verbessert werden. 

Die EU hat bereits ein zweijähriges Hilfspaket in Höhe von 150 Mio. EUR angekündigt, um 
Myanmar bei der Entwicklung seiner Gesundheits- und Bildungseinrichtungen zu 
unterstützen. Ferner soll dadurch der Landwirtschaftssektor gefördert und denen geholfen 
werden, die aufgrund von Konflikten vertrieben wurden. Das Paket ist relativ gesehen klein, 
aber im Vergleich zu den 173 Mio. EUR, die das Land seit 1996 von der EU erhalten hat, ist 
es verhältnismäßig umfangreich. 

Ein immer wiederkehrendes – und auch von einigen Ministern anerkanntes – Thema war der 
Mangel an unternehmerischer Erfahrung und Know-how in Regierungs- und 
Wirtschaftskreisen. Zahlreiche Sprecher erklärten, dass Politiker und Beamte nichts von 
Wirtschaft und Unternehmertum verstünden. Als Beispiel für die wirtschaftliche 
Unwissenheit vieler Regierungsmitglieder wurde der überhöhte Wechselkurs der Währung 
Myanmars angeführt, der den Exporten schade. Ein weiteres Problem sei, dass keine 
funktionierende Zentralbank existiert. Die übereinstimmende Botschaft der Gesprächspartner 
aus Regierungs- und Nichtregierungskreisen lautete, dass das Land Myanmar Unterstützung 
und Fachwissen vonseiten der internationalen Gemeinschaft erhalten muss, um in der Lage 
zu sein, nach 50 Jahren der Isolation „aufzuholen“. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Besuch der Delegation in Myanmar zu einer 
Zeit tief greifender politischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Veränderungen 
stattgefunden hat. Es waren zahlreiche ermutigende Zeichen sichtbar, die auch von der 
Opposition wahrgenommen wurden; wie „unumkehrbar“ der Wandel aber tatsächlich sein 
wird, bleibt abzuwarten. Die Nachwahlen am 1. April stellen einen wichtigen Test für diese 
Reformen dar, sind jedoch nur ein Schritt in einem langen Prozess, der bis zu den 
allgemeinen Wahlen im Jahr 2015 und auch darüber hinaus andauern wird. 

Fazit

Die Delegation des Europäischen Parlaments sah sich ermutigt durch die positiven 
Entwicklungen in Myanmar und hofft, dass diese zum Aufbau einer echten Demokratie 
führen werden. Der Besuch war „äußerst fruchtbar“, und die Mitglieder begrüßten es sehr, 
dass Treffen auf höchster Ebene stattgefunden haben. Sie waren beeindruckt von der vom 
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Präsidenten und anderen hochrangigen Regierungsmitgliedern geäußerten Verpflichtung, 
einen „unumkehrbaren und dauerhaften“ Reformprozess einzuleiten. Sie erinnerten an die 
Worte von Aung San Suu Kyi, wonach das Wichtigste für Myanmar nun die Hoffnung sei, 
und forderten die Regierung auf, dafür zu sorgen, dass sich die Hoffnungen der Bevölkerung 
erfüllen und ihr Optimismus begründet ist. 

Die Delegation betonte, dass der Reformprozess dauerhaft und umfassend sein muss. Von
zentraler Bedeutung seien Rechtsvorschriften, die die Freiheit und Unabhängigkeit der 
Medien garantieren. Sie forderten die Regierung auf, sicherzustellen, dass sämtliche 
politischen Gefangenen freigelassen werden und eine unabhängige Untersuchung der 
Menschenrechtsverletzungen stattfindet. Die Mitglieder hoffen, dass sich die Nationale 
Menschenrechtskommission als vollkommen unabhängiges Organ etabliert, das mit den 
Pariser Grundsätzen im Einklang steht. Sie begrüßten alle Schritte, die zu einer Lösung der 
Konflikte mit bewaffneten Aufständischen verschiedener ethnischer Gruppen unternommen 
werden, und betonten die Bedeutung Prozesses der Aussöhnung, der alle Seiten einbezieht. 
Sie hoffen insbesondere auf eine Beilegung der noch immer anhaltenden 
Auseinandersetzungen im Kachin-Staat. Darüber hinaus machten sie deutlich, dass die 
Probleme in Bezug auf die widrige Situation der Rohingya-Bevölkerung gelöst werden und 
sie die volle Staatsbürgerschaft erhalten müssen. 

Die Delegationsmitglieder äußerten die Hoffnung, dass aus dem derzeitigen Parlament 
Myanmars eine echt demokratische Volksversammlung erwachsen wird, die die Interessen 
der gesamten myanmarischen Bevölkerung vertritt, und dass die Versammlung eine aktive 
Rolle im Reformprozess übernehmen kann. Den MdEP war es wichtig, die Beziehungen 
zwischen dem Europäischen Parlament und dem Parlament von Myanmar sowie dem 
Sprecher des Unterhauses zu formalisieren und in Zukunft regelmäßige Treffen abzuhalten. 
Insbesondere würden sie Vorschläge begrüßen, damit das Europäische Parlament das 
myanmarische Parlament beim Aufbau von Kapazitäten unterstützen kann (z. B. durch 
Seminare und Schulungen der Mitarbeiter). 

Als wichtigen Test des Reformprozesses wurden die Nachwahlen am 1. April gesehen und 
ob diese „frei, fair und glaubhaft“ ablaufen würden. Die Delegationsmitglieder begrüßten die 
(nach der Abreise aus Myanmar erhaltene) Einladung an die Europäische Union 
(einschließlich des Europäischen Parlaments), als Beobachter bei den Nachwahlen zu 
fungieren. Sie sehen diesen Wahlen als bedeutendem Meilenstein in Richtung einer 
vollwertigen Demokratie entgegen, besonders da sie zum ersten Mal den Einzug der NLD 
ins Parlament ermöglichen könnten. Sie forderten die Behörden Myanmars auf, sämtliche 
Unregelmäßigkeiten bei der Kampagne rasch und effizient zu untersuchen.

Es wurde betont, dass die Europäische Union eine wichtige Rolle beim Wandlungsprozess in 
Myanmar spielen müsse, und die Mitglieder begrüßten die Einrichtung eines EU-Büros in 
Yangon als ein konkretes Zeichen für dieses Engagement. Sie blicken mit Erwartung einer 
weiteren Lockerung der restriktiven Maßnahmen der EU nach der Ratssitzung Ende April 
entgegen – sofern die Nachwahlen für konform mit international anerkannten Standards 
erklärt werden – und stellten fest, dass geprüft werden müsse, ob möglicherweise einige 
restriktive Maßnahmen beibehalten werden sollten.

Die Delegation brachte ihre volle Unterstützung für den wirtschaftlichen Reformprozess und 
die Hoffnung zum Ausdruck, dass EU-Unternehmen bei der Umgestaltung der Wirtschaft 
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eine entscheidende Rolle spielen werden. Ein besonderer Schwerpunkt sollte auf die 
Entwicklung der ländlichen Gebiete und der Gegenden, in denen bewaffnete Aufstände 
stattgefunden hatten, gelegt werden, da diese über keine ausreichende Infrastruktur verfügen. 
Alle im eigenen Land Vertriebenen und Flüchtlinge sollten die Möglichkeit haben, in ihre 
Heimat zurückzukehren, und Unterstützung bei der Wiederansiedelung erhalten. 

Die Delegationsmitglieder unterstrichen, dass der wirtschaftliche Wandel auch mit sozialen 
Reformen einhergehen muss. Die Verbesserung des Lebensstandards aller 
Bevölkerungsgruppen in Myanmar und die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten 
müssen für die Regierung eine Priorität darstellen. Ferner betonten sie, dass wirksame 
Schutzmaßnahmen nötig sind, um sicherzustellen, dass die wirtschaftliche Entwicklung 
dauerhaft ist und nicht auf Kosten der Umwelt erfolgt. Sie begrüßten die Zusage der EU, in 
den nächsten beiden Jahren die Unterstützung auf insgesamt 150 Mio. EUR aufzustocken, 
betonten jedoch, dass dies eine kleine Summe im Vergleich zu dem sei, was tatsächlich an 
Mitteln für die Entwicklungshilfe benötigt werde. Ein grundlegendes Element für die 
Entwicklung Myanmars sei es, sicherzustellen, dass jeder angemessenen Zugang zu 
allgemeiner und beruflicher Bildung sowie Gesundheitsversorgung hat. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Abgeordneten die derzeit stattfindenden 
Veränderungen in Myanmar als äußerst positiv wahrgenommen haben und hoffen, dass der
Reformkurs beibehalten wird. Sie unterstrichen, dass die Europäische Union eine wichtige 
Rolle spielen könnte, den Wandel zu unterstützen und dafür zu sorgen, dass Myanmar 
wieder zu einem wohlhabenden, friedlichen und demokratischen Staat wird, der in der Lage 
ist, sein großes Potenzial zu nutzen. Um es mit den Worten von Aung San Suu Kyi zu sagen: 
„Wir müssen viel für unser Land tun. Ich glaube nicht, dass wir es uns leisten können, zu 
warten.“ Es wurde deutlich, dass die EU jetzt handeln und diese einmalige Gelegenheit 
nutzen muss.

BERICHT DES BESUCHS

26. Februar 2012

Nach ihrer Ankunft nahm die Delegation an einer von David Lipman, dem Botschafter der 
EU in Myanmar, geleiteten Informationstagung zur aktuellen Lage des Landes und den 
Beziehungen zur Europäischen Union teil. Auf dieser wurden folgende Themen behandelt: 
politische Gefangene, die Reformprozesse, die Beziehungen zur EU, insbesondere die 
Sanktionen, und die ethnischen Konflikte Diese Informationen waren für nachfolgende 
Sitzungen und die Erstellung dieses Berichts von großem Wert.

27. Februar 2012

Am nächsten Morgen legte die Delegation die 320 Kilometer von Yagon nach Nay Pyi Taw 
zurück, das 2005 offiziell zur Hauptstadt von Myanmar erklärt wurde. Die Bauarbeiten dort 
begannen 2002 und sind immer noch im Gange. Die Kosten für dieses Projekt belaufen sich 
bislang auf schätzungsweise 3 bis 4 Milliarden US-Dollar. 
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Eisenbahnminister, S.E. U Aung Min

Ungeachtet seines Titels delegierte U Aung Min seine Verantwortung für die Eisenbahn an 
einen Vertreter, um sich hauptsächlich mit dem Friedensprozess im Land zu befassen.

Präsident U Thein Sein hat drei Stufen für die nationale Aussöhnung festgelegt: i) 
Unterzeichnung einer Waffenstillstandsvereinbarung; ii) Eintritt in politische Dialoge und 
Umsiedelung der vom Konflikt betroffenen Menschen; iii) Einberufung einer 
„Nationalversammlung“ im Parlament von Myanmar, in der alle Völker und politischen 
Parteien vertreten sind. 

Die Nationalversammlung beschäftigt sich mit sämtlichen politischen, sozialen, 
wirtschaftlichen und die Umwelt betreffenden Themen, wie Staatsführung, Föderalismus, 
Dezentralisierung der Befugnisse, Umweltschutz und Rohstoffgewinnung. Sämtliche 
nationalen Minderheiten können sich uneingeschränkt an diesem Prozess beteiligen. Die 
aktuelle Verfassung umfasst Bestimmungen für die Rechte von Minderheitensprachen und 
für andere kulturelle und soziale Rechte. Der Minderheit der Kayin (Karen) wurde bereits 
das Recht zugesprochen, in ihrer eigenen Sprache zu unterrichten. Nationale Minderheiten 
sind in den Regionalregierungen bereits häufig vertreten und der Vizepräsident von 
Myanmar stammt aus der Shan-Minderheit.

Herr U Aung Min betonte, dass dauerhaft Frieden herrschen müsse und dass sich die 
Regierung auch mit Themen, wie der Verletzung der Menschenrechte durch alle 
Konfliktpartner, befassen würde. Norwegen übernimmt gegenwärtig eine beratende Funktion 
bei diesen Problemen.

Es gibt einen separaten Friedensrat, der sich mit den anhaltenden Aufständen in Kachin-
Staat beschäftigt. Berichten zufolge ist eine Übereinstimmung in Reichweite und der 
Präsident hat ausgesagt, dass „eingeräumt wird, was immer wir einräumen können“. Die 
Gespräche werden in den kommenden Wochen fortgesetzt. Herr U Aung Min konnte keine 
Aussage zur Unterstützung der EU bei Vermittlung oder nach Beilegung des Konflikts 
treffen, da dies nicht in seinen Befugnisbereich fällt. 

Herr U Aung Min war nichtsdestotrotz sehr viel daran gelegen, dass die EU den Beginn des 
Friedensprozesses verfolge und er die Regierung von Myanmar bei der Weiterführung 
beratend unterstützen könne. Ein praktischer Aspekt war die Minenräumung. In Kayin-Staat 
arbeiten ehemalige Aufständische mit dem Militär von Myanmar zusammen, um alte Minen 
zu entschärfen. 

Früher wurden 20 % des nationalen BIP für Verteidigung ausgegeben, dank des 
Friedensprozesses konnte diese Zahl jedoch auf 12 % gesenkt werden. Herr U Aung Min 
freut sich darauf, diese Zahl auf Null reduzieren zu können. 

Von den Konflikten waren drei Personengruppen betroffen: i) 146.000 Binnenvertriebene; ii) 
200.000 Flüchtlinge – in und außerhalb von Camps; iii) zwei Millionen Migranten.

Die Priorität gilt den Binnenvertriebenen, von denen die meisten nach Beendigung des 
Konflikts in ihre Dörfer zurückkehren würden. Die Regierung betrachtet sie als „Brüder und 
Schwestern“, die bei ihrer Rückkehr mit Lebensmitteln, Unterkünften und Arbeit versorgt 
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werden müssen. Sie würden ihr Land zurückerhalten oder – wenn sie kein Land besitzen –
eine Beschäftigung bekommen. 

In Bezug auf die Flüchtlinge und Migranten, die nach Thailand gegangen waren, gibt es kein 
Problem mit der Regierung in Bangkok. Am wichtigsten sind internationale Unterstützung 
und Finanzierung. In den Grenzgebieten sind 33 NRO aktiv, die Vertriebenen Unterstützung 
bieten.

Norwegen hat Nahrungsmittelhilfe und die Unterstützung bei der Verwaltung der 
Spendengelder zugesagt. Auch andere Länder, wie Südkorea, Japan und eine Reihe von EU-
Mitgliedstaaten, haben ihre Hilfe zugesagt. Eine Geberkonferenz in Yangon ist für April 
geplant. In der Regel dauert es sechs bis zwölf Monate, bis das Geld eintrifft, Norwegen hat 
jedoch die Bereitstellung von Startkapital in naher Zukunft zugesagt. Herr U Aung Min reist 
im April nach Oslo, um dieses Thema zu besprechen. 

Generalmajor Hla Min, Verteidigungsminister

Generalmajor Hla Min wies darauf hin, dass die Rolle des Militärs in der Verfassung von 
2008 definiert wurde und dass die Streitkräfte ihre Rolle gemäß diesen Richtlinien 
ausführen. Sie haben der Regierung volle Unterstützung und Loyalität zugesagt und sich 
verpflichtet, die Sicherheit und Verteidigung der Nation zu gewährleisten. Ihre Grundsätze 
sind „Souveränität, Solidarität der Union und Solidarität zwischen den nationalen Rassen“.

Die Rolle der Streitkräfte wurde zuvor auf legislative und justizielle Angelegenheiten 
ausgeweitet, konzentriert sich jetzt jedoch auf die Verteidigung. Das Militär könnte im Fall 
von Naturkatastrophen jedoch nach wie vor reagieren und ist bereit, zum Wohle der 
Menschheit beizutragen. 

Das „Law on National Military Service“ (Gesetz zur nationalen Wehrpflicht) ist noch nicht 
in Kraft getreten und der Militärdienst ist momentan freiwillig. Frauen werden ebenfalls im 
Militärdienst beschäftigt, z. B. als Lehrerinnen, Krankenschwestern und Angestellte, sind 
jedoch nicht in der Infanterie vertreten.

Der Minister betonte, dass die Verteidigungsstrategie der Regierung jetzt auf 
Bürgerrechtsgrundsetzen beruhe und dass das Militär mit gewählten Einzelpersonen oder 
Parteien zusammenarbeiten werde. Der Präsident und das Parlament arbeiten sehr hart daran, 
eine Einbeziehung in den politischen Prozess zu erlangen. 

Nach 60 Jahren wollen alle Konfliktpartner in Myanmar den Frieden, obwohl dies innerhalb 
eines kurzen Zeitraums schwer durchzusetzen ist. 

Einige der Aufständischen streben nach Demokratie und religiöser Freiheit, wohingegen 
andere mehr an der Gewinnung von natürlichen Ressourcen für ihre eigenen Zwecke 
interessiert sind und am Opiumhandel beteiligt sind oder Schutzgeld von der lokalen 
Bevölkerung erpressen. Es gibt auch Hinweise auf die Beteiligung ausländischer Gruppen an 
diesen Aktivitäten. Die Notwendigkeit, der lokalen Bevölkerung Beschäftigung zu 
ermöglichen, wurde ebenfalls betont.
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Die Regierung versucht, einen Waffenstillstand mit allen aufständischen Kräften zu erzielen, 
die Situation ist allerdings sehr unsicher. Sie folgt einem schrittweisen Ansatz, i) einen 
Waffenstillstand zu erzielen; ii) vertrauensbildende Maßnahmen zu ergreifen; iii) die 
betroffenen Regionen zu fördern; iv) die lokale Bevölkerung einzubeziehen; v) sie zu 
ermutigen, ihre Waffen niederzulegen. Es gab bereits zuvor Bemühungen, die älteren 
Bevölkerungsmitglieder in den politischen Prozess miteinzubeziehen und die jüngere 
Generation zu ermuntern, an regionalen Entwicklungsaktivitäten teilzunehmen. Junge 
Menschen werden dazu ermutigt, ein Teil der Grenzschutztruppen zu werden. Es ist sehr 
schwierig, einen Zeitrahmen für all diese Schritte festzulegen.

Der Minister beschrieb die Vorwürfe der Menschenrechtsverletzungen durch das Militär als 
„Propaganda“ und forderte die Außenstehenden dazu auf, das Land gerecht zu beurteilen. 
Die Delegation des EP bestand auf die Notwendigkeit unabhängiger Untersuchungen 
etwaiger Verstöße. Der Minister bezog sich auf den Bericht des UN-Sonderberichterstatters 
zu den Menschenrechten in Myanmar, Herr Tomas Ojea Quintana, der über Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen berichtet hatte. Die Regierung hat die Anschuldigungen 
überprüft und wies die meisten als unbegründet zurück. 

Er erkannte jedoch an, dass einzelne Soldaten gegen die Menschenrechte verstoßen haben –
„Ich sage nicht, dass wir perfekt sind“ – diese wurden jedoch nach dem Militärgesetz und in 
einigen Fällen vor Zivilgerichten verurteilt. 35 Fälle von Menschenrechtsverletzungen in 
Kachin-Staat wurden für unbegründet befunden. Es gab drei Fälle in Shan-State, bei denen 
die Verantwortlichen bestraft wurden. Das Militär bekämpft außerdem Zwangsarbeit, die auf 
einer nicht mehr gültigen Gesetzgebung basiert. 

U Win Myint, Handelsminister

Herr U Win Myint war zuvor der Präsident der „ Union der Myanmar-Föderation der 
Industrie- und Handelskammern (UMFCCI). 

Er bot einen Überblick über den Liberalisierungsprozess der Wirtschaft und betonte dabei 
die Notwenigkeit, weitere Reformen im finanziellen Sektor durchzusetzen und den Handel 
zu liberalisieren. Dies geht Hand in Hand mit dem politischen Reformprozess. Er 
behauptete, dass der rasche Wandel den Rest der Welt überrascht hätte. Die Wirtschaft 
wurde liberalisiert und der private Sektor konnte nun ungehindert Geschäfte tätigen.

Der Minister betonte, wie wichtig die Unterstützung der EU und der USA sei, da die 
Bevölkerung stark unter den Sanktionen gelitten hätte. Dem Wirtschaftsministerium ist sehr 
viel daran gelegen, Handelsbeziehungen aufzubauen und ausländische Investitionen zu 
fördern. In den Anfangsjahren ihrer Unabhängigkeit pflegte Myanmar gute 
Handelsbeziehungen zu europäischen Ländern, insbesondere zu Deutschland, diese wurden 
jedoch unter dem Militärregime geschwächt und das Land wurde schließlich stark abhängig 
von seiner Handelsbeziehung zu China. 

MdEP fragten, welche Bereiche in Myanmar für Investoren attraktiv seien, wenn die EU-
Sanktionen aufgehoben würden. Zu den weiteren Themen gehörte die Möglichkeit, Öl- und 
Gasressourcen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in Myanmar zu nutzen, statt 
einen Großteil der Produktion nach China und Indien zu exportieren. Die Aussichten auf 
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Offshore-Ölbohrungen werden ebenfalls gestellt. Gespräche mit dem IWF zur 
Liberalisierung des Bankenmarktes laufen. 

Dienstag, 28. Februar 2012

U Khin Aung Myint, Sprecher des Amyotha Hluttaw (Oberhaus)

Herr Khin Aung Mint gab einen Überblick über das noch junge parlamentarische System in 
Myanmar. Es laufen Vorbereitungen für das neue Geschäftsjahr im April 2012 mit 
Diskussionen zum einzelstaatlichen Plan und zum Haushalt. 

Die Wahlen des Unterhauses basieren auf Gemeinden und es gibt 474 Sitze. Das Oberhaus 
hat 224 Vertreter aus den Staaten und Regionen. Es gibt 18 Frauen im Oberhaus und 14 im 
Unterhaus. Es sind 17 politische Parteien vertreten, einschließlich einiger ethnischer 
Nationalitäten. Das Parlament vertritt „Willen, Erwartungen und Stimme“ des Volkes. 

Es gibt 110 Vertreter des Militärs im Unterhaus und 56 im Oberhaus. In den regionalen 
Parlamenten gibt es auch Vertreter der Streitkräfte. Der Sprecher betonte, dass es eine 
Einheit zwischen den gewählten Mitgliedern und den Vertretern des Militärs gäbe, die keine 
extremen Ansichten vertreten und das Parlament nicht stören würden. Sie würden eine 
Gesetzgebung im Sinne des Volkes unterstützen, wie das Erlassen einer Amnestie für 
politische Gefangene. Er wies darauf hin, dass sich das Militär über die Jahre entwickelt 
hätte und dass die Verfassung von 2008 das Ergebnis ihrer Bemühungen wäre. Sämtliche 
Änderungen dieser Situation müssten von der Meinung des Volkes abhängen. 

Die beiden Häuser haben den gleichen Status und Gesetze können nur angenommen werden, 
wenn ihnen beide Häuser zustimmen. Im Falle einer Uneinigkeit zwischen den beiden 
Häusern wird eine gemeinsame Sitzung einberufen. Die Bedürfnisse des Staates haben 
Vorrang vor den Interessen der politischen Parteien. Es wird an der Entwicklung der 
regionalen Parlamente gearbeitet und hierbei handelt es sich um einen weiteren Bereich, in 
dem Bedarf an Unterstützung beim Ausbau der Kapazitäten besteht. Herr Khin Aung Mint 
betonte, dass das Parlament von Myanmar sehr offen dafür sei, aus den Erfahrungen der seit 
langer Zeit bestehenden Parlamente zu lernen und er prüft dieses Thema.

Bei der Darlegung der Geschichte des Landes vor der Unabhängigkeit wies der Sprecher 
darauf hin, dass Myanmar mehr als 100 ethnische Gruppen habe und dass die Notwenigkeit 
für eine nationale Einheit bestehe. 1962 bestand die Gefahr einer Abspaltung und das Militär 
musste in zwei Fällen die Macht ergreifen (wohingegen das Militär in Thailand die Macht 
mehr als 20 Mal ergriffen hatte). Keine der nationalen ethnischen Gruppen spricht derzeit 
von Abspaltung, es ist jedoch noch nicht gewiss, dass sich die Union nicht auflöst. Das 
Militär beabsichtigt nicht, die Macht erneut zu ergreifen und der Reformprozess ist 
unumkehrbar.

Die größte Herausforderung des Landes ist momentan die wirtschaftliche Entwicklung, da 
dies die politische Stabilität gewährleistet. Die wirtschaftliche Unterstützung durch die 
internationale Gemeinschaft ist ein wesentlicher Teil dieser Entwicklung. In der 
Vergangenheit haben einige Länder versucht, einen Regimewechsel durch Sanktionen zu 
erreichen. 
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U Soe Thein, Industrieminister/Vorsitzender der Investitionskommission

Das Motto des Ministeriums ist: „Ressourcen sind begrenzt. Kreativität ist unbegrenzt“. 

Der Minister betonte, dass die Weltgemeinschaft die Regierung von Myanmar für die 
durchgeführten Reformen anerkennen sollte. Der Präsident „ist auf dem Weg nach oben, hat 
aber den Gipfel des Berges noch nicht erreicht.“ Er betonte außerdem, dass „jeder ein 
Reformierer sein sollte, einige aber immer noch schlafen“. 

Die Unterstützung sollte sich auf die Menschen der unteren Bevölkerungsschichten 
konzentrieren. Die politischen Reformen müssen mit wirtschaftlichen und sozialen 
Reformen kombiniert werden – einschließlich der Schaffung von Arbeitsplätzen und der 
Bekämpfung der Armut – um sichtbare Vorteile für die Bevölkerung zu erreichen. Zu diesen 
Reformen gehören Gesundheitsversorgung, Bildung und Stromversorgung (das Land hat ein 
großes Potenzial für Solarkraft). Es besteht eine besondere Notwendigkeit, die Reformen auf 
diejenigen auszuweiten, die durch die Konflikte in den Grenzgebieten vertrieben wurden, 
und der Minister beschrieb seine Arbeit mit den Völkern der Mon und Kayin. 

Der Schwerpunkt muss zunächst auf der Schaffung von Arbeitsplätzen in arbeitsintensiven 
Branchen liegen, gefolgt von der wissensbasierten Wirtschaft. Momentan macht der private 
Sektor zwei Drittel der Wirtschaft des Landes aus und dieser Anteil könnte sich erhöhen, 
wenn staatliche Unternehmen verkauft würden. Die Regierung sollte nur für einen geringen 
Teil der Industrie verantwortlich sein. Der Minister betonte außerdem die Wichtigkeit der 
Bekleidungs- und Schuhfertigungsbranchen.

Der Sektor der KMU hat großes Potenzial und das Ministerium hat eine „Bank für 
industrielle Entwicklung“ eingerichtet, um bei Initiativen wie Mikrokrediten und 
Mikrofinanzierung Unterstützung zu bieten. Dies sei ein „Inkubator für KMU-Projekte“. Für 
diese Initiative ist er in Kontakt mit der deutschen Bank KfW. 

Es findet eine Liberalisierung des Agrarsektors statt und Ausländer werden dazu eingeladen, 
Land für ungefähr 60 Jahre zu pachten. Dadurch könnte Fachwissen, Technologie und 
Kapitalquellen in das Land gebracht werden.

Die Regierung ist verpflichtet, bestehenden Verträge mit Ländern wie China 
nachzukommen, in Zukunft soll Myanmar jedoch seine Gas- und Ölvorkommen für die 
eigene Entwicklung nutzen. 

Der Minister wies darauf hin, dass eine Richtlinie zu öffentlich-staatlichen Unternehmen 
vorbereitet würde. Er akzeptierte die Notwenigkeit, den Anteil des Etats für Bildung von 
derzeit nur 4 % zu erhöhen, er betonte aber außerdem, dass es wichtig sei, die Denkweise 
vieler Mitarbeiter im Bildungsministerium zu ändern, die sich momentan davor fürchten, 
eine größere Budgetzuweisung zu verwalten. Die Regierung ist sehr darauf bedacht, die 
Erfahrungen ausländischer Universitäten heranzuziehen und der Minister setzt sich sehr 
dafür ein, ausländische Universitäten in Myanmar aufzubauen, da die Studenten sonst für ein 
Studium ins Ausland gingen und dort blieben. Es gibt außerdem industrielle 
Ausbildungszentren, einschließlich der südkoreanischen Zentren für Bekleidung, ein 
deutsches und zwei indische Zentren für Maschinen und ein chinesisches 
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Ausbildungszentrum. 

Die möglichen Umweltauswirkungen durch diese Entwicklungen werden bedacht und es 
wird ein Umweltgesetzt erarbeitet. Das neue Forstministerium befasst sich ebenfalls mit 
Umweltangelegenheiten. Der Minister gehört zur „Gruppe für grünes Wirtschaftswachstum“ 
und arbeitet mit deutschen Experten im Bereich erneuerbare Energien zusammen. Der 
Minister erkannte die Notwendigkeit an, in diesen Bereichen zum Rest der ASEAN-Länder 
aufzuschließen. 

Es gibt vier Kriterien für Investitionen: i) Schutz der Investoren und gleiche Bedingungen 
für lokale und ausländische Investoren; ii) Prüfung der Umwelteinflüsse durch die Projekte: 
iii) Beurteilung der sozialen Auswirkungen durch die Projekte: iv) Gewährleistung eines 
transparenten und rechenschaftspflichtigen finanziellen Sektors.

U Tin Aye, Vorsitzender der Wahlkommission

Herr U Tin Aye bot einen Überblick über den Hintergrund und die Funktionen der 
Wahlkommission und wies darauf hin, dass sich die Mitgliedschaft des Organs seit den 
Wahlen 2010 geändert habe. Er wurde vom Präsidenten ernannt, vom Parlament gebilligt 
und trat am 30. April 2011 sein Amt an. Seine Amtszeit läuft bis zu den Parlamentswahlen 
2015. Seine Aufgaben sind: i) die Durchführung freier und fairer Wahlen: ii) die Behandlung 
von Beschwerden nach den Wahlen: iii) die Registrierung der politischen Parteien und die 
Gewährleistung, dass diese in Übereinstimmung mit der nationalen Gesetzgebung handeln. 

Die Teilwahlen für 48 Sitze finden am 1. April 2012 statt (40 Wahlkreise (123 Kandidaten) 
im Unterhaus, 6 Wahlkreise (23 Kandidaten) im Oberhaus und 2 Wahlkreise (6 Kandidaten) 
in regionalen Parlamenten). Diese wurden am 29. Dezember 2011 bekanntgegeben (also 90 
Tage im Voraus). Er erwähnte die Probleme der Rechtmäßigkeit der Kandidatur von Aung 
San Suu Kyi (die schließlich zu ihren Gunsten entschieden wurde). Obwohl der Fall von 
Aung San Suu Kyi zum Zeitpunkt der Sitzung noch nicht entschieden war, durfte sie ihre 
Kampagne beginnen. Nach Meinung von Herrn U Tin Aye waren die Behörden „sehr 
großzügig mit ihr“. Er wies außerdem darauf hin, dass Beschwerden über Kandidaten nur 
von anderen Kandidaten geäußert werden dürften.

Der Vorsitzende erklärte detailliert die Fertigstellung von Wählerlisten, Aufklärungs-
/Bildungskampagnen für Wahlbeamte und Wähler. Die Wahlen 2010 haben zahlreiche 
Erkenntnisse geliefert. Er betonte die Unerfahrenheit der Wähler und politischen Parteien als 
besondere Herausforderung. Er ist nichtsdestotrotz der Ansicht, dass die anstehenden 
Teilwahlen frei und fair ablaufen werden.

Es haben alle Bürger Wahlrecht, von denen beide Eltern die Staatsangehörigkeit von 
Myanmar haben. Die Wählerregistrierung basiert auf Daten, die auf Dorfebene gesammelt 
werden. In Übersee arbeitende Bürger dürfen auch wählen und kandidieren. Es gibt 
Beschränkungen zu den Ausgaben der Kandidaten und sie müssen detailliert darlegen, wie 
sie das Geld ausgeben.

Er begrüßt internationale Beobachter, betonte jedoch, dass dies nicht in seinem 
Verantwortungsbereich läge. 2010 haben die Behörden Vertreter ausländischer Botschaften 
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und NRO gewählt, die den Wahlvorgang beobachteten und positive Berichte abgaben. Er 
bedauerte, dass die Botschaften der EU und USA dieser Einladung nicht nachgekommen 
sind.

U Maung Myint, Vizeminister für auswärtige Angelegenheiten

Der Minister betonte, dass der derzeitige Reformprozess „nachhaltig und unumkehrbar“ sei. 
Er schilderte die Infrastruktur, die in Nay Pyi Taw gebaut wird, um für Myanmars Vorsitz 
der ASEAN gerüstet zu sein, und berichtete über die Schulungen, an denen Beamte in 
Phnom Penh und Bali teilnehmen. 20 große Gebäude wurden in Auftrag gegeben. 

Er betonte, dass Myanmar bestrebt sei, den Frieden und die Stabilität aufrechtzuerhalten und 
sich den Entschließungen der Generalversammlung der Vereinten Nationen zu den 
Menschenrechten zu unterwerfen. Er war nicht der Meinung, dass es weiterer UN-
Resolutionen zur Menschenrechtssituation im Land bedürfe. Seine Regierung hat bereits 
bekanntgegeben, dass sie Aktionspläne zu Problemen wie Kindersoldaten und zusätzliche 
Protokolle zu Problemen beim Arbeitnehmerrecht unterzeichnen werde. Die neue 
Menschenrechtskommission von Myanmar wurde eingerichtet und hat bereits 1800 Briefe 
aus der unteren Bevölkerungsschicht erhalten. 1600 dieser Fälle wurden bereits gelöst. 

Herr U Maung Myint argumentierte, dass die vorherige Regierung den Aufbau der 
Demokratie unterstützt hat, diese aber „Marke Eigenbau“ sein müsse und Zeit benötige, da 
Frieden und Stabilität gesichert sein müssen. Die Sanktionen haben nicht zum aktuellen 
Reformprozess geführt, der ein Ergebnis der Entscheidung der Regierung ist. Es gibt keine 
Notwenigkeit mehr für Sanktionen, die negative Auswirkungen auf die allgemeine 
Bevölkerung hatten. 

Der Minister beschrieb die aktuelle Situation im Hinblick auf die Aufstände und wies darauf 
hin, dass die Regierung die 17 bewaffneten Gruppen aufgefordert habe, zu Grenzschützern 
zu werden. Bis jetzt haben sechs Gruppen zugestimmt und es laufen Verhandlungen mit den 
übrigen. Gegenseitige Vereinbarungen würden die aktuellen „Gentlemen's Agreements“ 
ersetzen. Hinsichtlich der Unabhängigkeitsarmee von Kachin übte sich die Regierung in 
äußerster Zurückhaltung und seine Truppen würden nur bei Angriff reagieren.
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Herr U Maung Myint wies darauf hin, dass ausländische Diplomaten in Myanmar zur 
Überwachung der Teilwahlen eingeladen würden, dies aber eine Angelegenheit der 
Wahlkommission sei (entgegen der Meldung von dieser Stelle). 

Schließlich behauptete der Minister, dass es 6365 Rohingya-Flüchtlinge gäbe, die 
myanmarische Ausweise hätten und sich immer noch in Bangladesch befänden. Ihnen wurde 
der Prozess gemacht und sie dürfen in ihr Land zurückkehren. Dies stimmt nicht mit der 
Zahl der Regierung von Dhaka überein, die von 28.000 spricht. Herr U Maung Myint wies 
jedoch darauf hin, dass nur myanmarische Staatsbürger zurückkehren dürften und dass 
diejenigen, die Bangladeschis geheiratet hätten, keine myanmarischen Staatsbürger wären. 
Weiterhin gab er bekannt, dass seine Regierung „die Babys von Rohingya-Bengali-Pärchen 
nicht empfangen werde“. 

S.E. U Thein Sein, Präsident von Myanmar

Der Präsident erklärte, dass Myanmar „Demokratie mit einer funktionierenden 
Gewaltenteilung praktiziere“. Das Militär ist an die Konstitution gebunden und der 
Oberbefehlshaber wurde vom Präsidenten nominiert. Verstöße gegen das Bundesgesetz 
werden von der Justiz geahndet, die sicherstellt, dass Frieden und Stabilität erhalten bleiben. 

Die Priorität lag auf der Erzielung von nationaler Aussöhnung und die Regierung hat große 
Fortschritte bei der Durchsetzung von Waffenstillständen mit den bewaffneten Gruppen 
erreicht. Nach der Konsolidierung des Friedens steht die Verbesserung der 
Lebensbedingungen in den betroffenen Gebieten an nächster Stelle. Die Bekämpfung der 
Armut und das Erreichen des Millennium-Entwicklungsziels gehören zu den weiteren 
wichtigen Aktionsbereichen.

Der Präsident betonte, dass es sich bei der Wahlkommission um ein unabhängiges Organ 
handle. Das Wahlrecht wurde geändert, um die Registrierung der National League for 
Democracy und die Kandidatur von Aung San Suu Kyi zu ermöglichen. Die Regierung 
behindert ihre Teilnahmeberechtigung nicht. 

Der Präsident betonte, dass Myanmar eines von nur fünf ASEAN-Ländern sei, die eine 
Nationale Menschenrechtskommission haben. Er behauptete, es gäbe keine schweren 
Menschenrechtsverletzungen, es gäbe jedoch Fälle von Kinderarbeit und -Rekrutierung, die 
verfolgt würden. Er betonte, dass es eine „lebhafte Zivilgemeinschaft im Bereich der 
Menschenrechte“ gäbe. 

Ausländische Direktinvestitionen (ADI) waren sehr wichtig, um diese Ziele zu erreichen und 
das große wirtschaftliche Potenzial von Myanmar zu nutzen. Die Entwicklung des Landes 
wird jedoch aufgrund von Sanktionen eingeschränkt, die aufgehoben werden müssen, um 
das Wachstum anzuregen. Er freute sich darüber, dass einige Sanktionen bereits gelockert 
wurden. Er begrüßte die 150 Millionen EUR, die die EU 2012–2013 hauptsächlich für 
Bildung und Gesundheit bereitstellen wird. 

Thura U Shwe Mann, Sprecher des Pylthu Hluttaw (Unterhaus)
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Die Delegation des Europäischen Parlaments legte dem Sprecher einen Brief vor, in dem er 
nach Brüssel oder Straßburg eingeladen wird und in dem betont wird, dass es der richtige 
Zeitpunkt wäre, eine Beziehung zwischen den beiden Organen aufzubauen. 

Herr Thura U Shwe Mann begrüßte den Besuch der MdEP und betonte, dass dem Parlament 
von Myanmar dadurch großer Antrieb verliehen würde. Er betonte, dass seine Versammlung 
sehr wenig Erfahrung hätte, sich aber „große Mühe gäbe“. Es gibt 17 Parteien im Parlament 
und es sind zahlreiche verschiedene ethnische Gruppen vertreten. Es gibt keine extremen 
Positionen und alle möchten für „Einigkeit und Wohl des Volkes“ an einem Strang ziehen.

Das Parlament ist ein wesentliches Element der Demokratie und die Parlamentarier sind 
bestrebt, sich neues Wissen anzueignen. Der Sprecher forderte das Europäische Parlament 
dringend auf, Unterstützung und Programme zur Erhöhung der Kapazität zu bieten. Er wollte 
auch wissen, wie die EU die Herausforderung, die Rechte von ethnischen und religiösen 
Minderheiten zu gewährleisten, meistert.

Es wurde betont, dass die Teilwahlen am 1. April frei und fair sind werden und dass die 
erfolgreichen Kandidaten im Parlament begrüßt würden. 

Der Sprecher wandte ein, dass die Medienfreiheiten erweitert werden müssten, sodass die 
„vierte Säule“ die notwendigen Kontrollmechanismen liefern könnte. Politische und 
wirtschaftliche Reformen gehen Hand in Hand.

MdEP lobten das Parlament für den hohen Anteil an weiblichen Abgeordneten bei dem 
Treffen, wobei sie darauf hinwiesen, dass Frauen nur 3 % des derzeitigen Parlaments 
ausmachen. Der Sprecher betonte, dass mehr Frauen in die Politik gehen sollten, es jedoch 
keine Quoten gäbe. Er nahm an, dass der Anteil der Frauen nach den anstehenden 
Teilwahlen steigen wird, da 30 bis 40 % der Kandidaten Frauen sind.

Als Antwort auf die Frage nach den 25 % der Sitze, die vom Militär besetzt sind, gab der 
Sprecher an, dass nichts dauerhaft sei und es gut sein kann, dass es in Zukunft 
Verfassungsänderungen gibt. Er wies darauf hin, dass die indische Verfassung in den 
vergangenen 60 Jahren 120 Mal geändert wurde. 

U Hla Myint Oo, Vorsitzender des Ausschusses für internationale Beziehungen des 
Pyithu Hluttaw (Unterhaus)

Herr U Hla Myint Oo erklärte, dass sich der Ausschuss mit Angelegenheiten in Bezug auf 
die Vereinten Nationen, die interparlamentarische Versammlung der ASEAN (AIPA), die im 
September 2011 beigetreten ist, und die interparlamentarische Union (IPU) beschäftige.

Der Ausschuss wurde am 5. September 2011 eingerichtet und war einer der 19 Ausschüsse 
im Unterhaus und 12 im Oberhaus. Der Ausschuss des Unterhauses prüft das Budget des 
Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten und der Ausschuss für internationale 
Beziehungen des Oberhauses prüft das Budget des Verteidigungsministeriums. Dies ist eine 
neue, große Herausforderung. Der Haushalt für das Geschäftsjahr 2012–2013 wird in Kürze 
festgelegt. MdEP betonten, dass die Ausschüsse auf die Rechenschaftspflicht der Minister 
bestehen sollten. Herr U Hla Myint Oo stimmte zu und betonte, dass die Minister ihre 
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Vorschläge erklären müssen und dass bereits 75 Parlamentarier Fragen zum Haushalt gestellt 
hätten. 

Die Außenpolitik der Regierung von Myanmar basiert auf den Grundsätzen von Freiheit, 
Bündnisfreiheit und friedlichem Zusammenleben insbesondere mit den Nachbarstaaten. Er 
war sich bewusst, dass eine engere Verknüpfung mit ASEAN die Unabhängigkeit Myanmars 
beeinflussen könnte und dies beobachtet werden müsse. .

Abgeordnete haben kürzlich Russland, Indien, China und Kambodscha besucht, um von 
anderen Parlamenten zu lernen und sind bestrebt, auch vom Europäischen Parlament zu 
lernen. 

Htay Oo, Vorsitzender der USDP

Herr Htay Oo bot einen Überblick über die Entwicklung der Union Solidarity and 
Development Party (USDP), die im März 2010 vor den Parlamentswahlen aus der Union 
Solidarity and Development Association (USDA) gebildet wurde. Die USDA hat 
26 Millionen Mitglieder. Die Finanzierung der USDP erfolgt über Mitgliedsbeiträge, 
Spenden, Unternehmen und Konzerne aus der Landwirtschaft. 

Bei den Wahlen 2010 gewann die USDP 883 von den insgesamt 1154 Sitzen in den beiden 
Häusern des Parlaments. „Wir nennen uns nicht die führende Partei – wir sind die 
Gewinnerpartei“, sagte der Vorsitzende, wobei die USDP andere Parteien als ihre Kollegen 
betrachtet. Alle 48 Sitze der anstehenden Teilwahlen gehören der USDP. 

Die militärischen Vertreter im Parlament zählen nicht zu den Mitgliedern der USDP, wobei 
sie „bei der Verteidigung des Landes zusammenarbeiten“ würden. Die Streitkräfte spielen 
bei der nationalen Entwicklung eine entscheidende Rolle und die aktuelle Situation erfordert, 
dass sie im Parlament vertreten sind und an Diskussionen teilnehmen können. 

Myanmar hat über 100 Nationalitäten und in der Vergangenheit an Uneinheit gelitten. Es ist 
sehr wichtig, dass das Land sich nicht spaltet und Frieden und Stabilität gegeben ist. Die 
Zusammenarbeit mit der internationalen Gemeinschaft trägt wesentlich zum Erreichen dieses 
Ziels bei. 

Die aktuellen Reformprozesse sind unumkehrbar und sind notwendig, damit die EU ihre 
einschränkenden Maßnahmen lockert. Gesetze zur Gewährleistung der Medienfreiheit 
werden vorbereitet, da diese eine wesentliche Rolle spielen. 

Herr Htay Oo erklärte, dass es keine „politischen Gefangenen per se“ gäbe, es gäbe jedoch 
Gefangene, die für verschiedene Straftaten angeklagt seien. Der Präsident entlässt einige 
dieser Personen und diese Handlungen werden von der USDP unterstützt. Es gibt 
Differenzen zwischen der Unterstützungsvereinigung für politische Gefangene (Burma) 
(AAPP) und der Regierung beim Thema, wie „politischer Gefangener“ zu definieren ist. 
Sämtliche Personen, die noch für politische Aktivitäten in Haft sitzen, werden in Kürze 
freigelassen. Sämtliche ehemalige politische Gefangene erhalten Pässe, wenn sie sich an den 
entsprechenden Stellen dafür bewerben. 
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Mittwoch, 29. Februar 2012

Am Morgen kehrte die Delegation von Nay Pyi Taw nach Yangon zurück.

Treffen mit Aung San Suu Kyi

Frau Aung San Suu Kyi kritisierte die Wahlkommission der Union (UEC) für ihre 
Langsamkeit und Reaktivität. Ihre Unabhängigkeit und die Reaktionsgeschwindigkeit auf 
Beschwerden, einschließlich der Schändung von Bannern der NLD, stehen ebenfalls in 
Frage. 

Es gibt keine Probleme am Wahltag, da die Verfahren von einer ausreichenden Anzahl von 
Parteimitgliedern überwacht werden. Es gibt jedoch Bedenken bei der Durchführung der 
Kampagne und der vorzeitigen Stimmabgabe, die einen großen Aspekt bei den Wahlen 2010 
darstellte. Zu diesen Vorfällen gab es damals aufgrund des erforderlichen Aufwands keine 
Beschwerden. Nach den Wahlen müssen Probleme, wie die Freilassung von Gefangenen und 
Waffenstillstände, angegangen werden.

Frau Aung San Suu Kyi gab zu bedenken, dass die Menschenrechtskommission nicht die 
Initiative ergreife und dass ihr Mangel an Erfahrung mit der Arbeit in einer demokratischen 
Umgebung ihre Arbeit behindere. Tatsächlich zögern Personen in öffentlichen Personen 
allgemein häufig, Verantwortung zu übernehmen. Die Regierung möchte eine Reform 
„scheint jedoch nicht zu wissen, wie sie vorgehen soll“. 

Die aktuelle Verfassung führt nicht zu Einheit und bietet keine klaren Richtlinien, wie die 
nationalen Minderheiten in den Staat einzubinden sind – „jeder fürchtet, das Wort 
Föderalismus in den Mund zu nehmen“. Frau Aung San Suu Kyi betonte, dass sich die 
Minderheiten nicht abspalten möchten, sondern Autonomie und Gleichheit anstreben. Der 
Konflikt in Kachin-Staat wird sich wahrscheinlich verschärfen. Die Verfassung gibt 
außerdem Anlass zur Besorgnis, da sie Bestimmungen enthält, die den Oberbefehlshaber 
jederzeit zur Machtübernahme berechtigen würden. 

Es lässt sich nicht mit Sicherheit sagen, dass der aktuelle Reformprozess unumkehrbar ist, da 
die Stellung der Armee nicht klar ist und es nicht ersichtlich ist, wer zuständig ist. Frau Aung 
San Suu Kyi war über die Präsenz der Armee im Parlament nicht sehr beunruhigt, da die 
Abgeordneten und das Militär so die Möglichkeit hätten, besser zusammenzuarbeiten, und 
da dies zu einer Änderung der Denkweise der Armee führen könnte. 

Frau Aung San Suu Kyi ist der Meinung, dass es derzeit großen Spielraum für Vereinbarkeit 
gibt, da die Menschen voll Hoffnung und Wohlwollen sind. Anhand eines Zitats von Bischof
Desmond Tutu erklärte sie: „Ich möchte keine ausgleichende, sondern eine 
wiederherstellende Gerechtigkeit“. Es ist sehr wichtig, dass die Hoffnungen der Menschen 
nicht enttäuscht werden. Sie ist „vorsichtig optimistisch“.

Sie war der Meinung, dass bei der Auflösung der Sanktionen keine Eile erforderlich sei und 
rief die Erfahrungen von 1990 in Erinnerung, als Verhaftungen der Opposition drei Monate 
nach den Wahlen begannen. Sie argumentierte, dass die Sanktionen politische Auswirkungen 
gehabt hätten. Der Textilsektor hat nach den Sanktionen der USA 2003 gelitten, dies war 
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jedoch nur vorübergehend, da eine Investition Chinas folgte. Die wichtigsten Wettbewerber 
für Myanmar in der Bekleidungsindustrie sind Laos und Kambodscha, da die Löhne in China 
und Vietnam steigen. Der APS-Status für Myanmar würde in den nächsten zehn Jahren einen 
Anstieg fördern.

Herr U Win Mra, Vorsitzender der Nationalen Menschenrechtskommission

Alle 15 Mitglieder der Nationalen Menschenrechtskommission (National Human Rights 
Commission; NHRC) nahmen an dem Treffen teil. Zu ihnen zählten pensionierte 
Regierungsbeamte, fünf pensionierte Diplomaten, Vertreter von sieben ethnischen Gruppen 
sowie Wissenschaftler. 

Herr U Win Mra betonte, dass die NHRC so weit wie möglich die Pariser Grundsätze 
befolge und ihr Mandat in Unabhängigkeit ausüben könne (Die Pariser Grundsätze sind 
Leitlinien für die Ausgestaltung der nationalen Menschenrechtsinstitutionen und betonen das 
Prinzip, dass die unterschiedlichen ethnischen Gruppen und Sektoren vertreten sein 
müssen). Ein Mitglied gab an, dass die Kommission gegenwärtig die Prinzipien „zu 99 %“ 
erfülle. Sie sei an kein Ministerium der Regierung angegliedert und stelle ihr eigenes 
Personal ein (das gegenwärtig aus 22 Mitarbeitern bestehe, in Kürze aber auf 60 Personen 
aufgestockt werden solle). 

Sie hätten den Präsidenten schriftlich zur Freilassung politischer Gefangener aufgefordert -
ein in der Geschichte von Myanmar bislang einmaliger Vorgang. Am 10. Dezember 2011 
hätten sie ein Papier veröffentlicht, in dem sie die Bedeutung der UN-
Menschenrechtserklärung hervorgehoben hätten – auch dies ein Novum, da in der 
Vergangenheit lediglich von „menschlichen Pflichten“ die Rede gewesen sei. 

Einige Kommissionsmitglieder seien in den Staat Kachin gereist und hätten dort 
Flüchtlingslager besucht. Ebenso hätten sie Gefängnisse, unter anderem Mylitkina und 
Insein, besucht und Empfehlungen zur humanitären Lage ausgesprochen. Es sei ihnen 
gestattet worden, mit Gewissenshäftlingen zu sprechen - (die Regierung behaupte, dass es 
keine politischen Gefangenen gebe und es bestehe eine gewisse Empfindlichkeit im Hinblick 
auf die verwendeten Begriffe). Herr U Win Mra betonte, dass die wichtigste Frage die 
Freilassung dieser Gefangenen sei. Über 6300 Gefangene wurden bereits freigelassen, laut 
der internationalen Gemeinschaft gibt es aber weiterhin 2000 politische Gefangene. Aung 
Sung Suu Kyi habe von 271 „politischen Gefangenen“ gesprochen. 

Vier Mitglieder amtierten in Vollzeit und die Kommission habe mittlerweile einen
Unterausschuss. In den letzten fünf Monaten seien über 500 Klagen eingegangen. Die 
Öffentlichkeit zeige großes Interesse an den Arbeiten der Kommission, die durch die Medien 
Bekanntheit erlangt habe. Es gebe 71 Streitsachen gegen die Regierung und über 300 private 
Streitsachen. Ferner würde erfolgreich in Rechtsstreitigkeiten zwischen Privatpersonen 
vermittelt. 

Als Beratungsgremium verfüge die Kommission nicht über Durchsetzungsbefugnisse und 
müsste Streitsachen durch das Kabinettbüro an das zuständige Ministerium verweisen. Die 
Zusammenarbeit mit dem Parlament sei noch nicht formalisiert, sondern erfolge über 
Beziehungen bzw. das „Old boys-Network“. 
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Donnerstag, 1. März

Besuch des mit EU-Mitteln geförderten Projekts in dem Dorf Dala

Die Delegation reiste mit dem Bus und der Fähre zu dem Dorf Dala, das gegenüber der Stadt 
Yangon, am anderen Ufer des Flusses Yangon liegt. Diese Gegend ist weiterhin vorwiegend 
ländlich, da es keine Brücke über den Fluss gibt. Dennoch stieg die Bevölkerung (nach 
Angaben der Regierung, die aber die Situation möglicherweise beträchtlich unterschätzt) von 
85.000 Personen im Jahr 2004 auf gegenwärtig 146.000 Personen. Ein wesentlicher Faktor 
für diesen Zuwachs sind Arbeiter, die täglich mit der Fähre nach Yangon pendeln, da die 
Lebenshaltungskosten in Dala niedriger sind. Außerdem gab es einen Bevölkerungszuwachs 
durch Personen, die aus Konfliktgebieten in anderen Teilen Myanmars flohen. Das 
Tagesdurchschnittseinkommen liegt bei ca. 75 Cent; 50 % der Bevölkerung sind auf 
Gelegenheitsarbeiten angewiesen. 

Die Delegation besuchte Projekte, die von der französischen NRO Triangle Génération 
Humanitaire betrieben und zu 80 % von EuropeAid finanziert werden. Die Gesamtkosten 
der Projekte in dem Distrikt für den Zeitraum von Januar 2011 bis Juni 2013 belaufen sich 
auf 1.665.000 EUR. Sie umfassen Verbesserungen im Gesundheitswesen, Dienstleistungen 
in der Wasserversorgung und im Sanitärbereich sowie Verbesserungen der wirtschaftlichen 
Bedingungen. Sechs von 24 Bezirken in dem Distrikt wurden für die Projekte ausgewählt. 

Die Mitglieder besuchten Alphabetisierungskurse für Erwachsene, Nähkurse sowie ein 
Projekt zur Bereitstellung von Trinkwasser durch die Aufbereitung des Wassers aus einem 
kleinen See. Die Projektmitarbeiter legten Wert auf einen „Bottom-up“-Ansatz in 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit der lokalen Bevölkerung. 

Arbeitskreis zu Fragen der Wirtschaft und Entwicklung

Die folgenden Äußerungen in der Diskussion zeichnen ein desolates Bild der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Lage in Myanmar.

Myanmar durchlebe vielfältige und gleichzeitige Übergangsprozesse mit politischen und 
wirtschaftlichen Umwälzungen, die erstmals die Notwendigkeit einer Versöhnung mit den 
nationalen Minderheiten in den Vordergrund rückten. Es sei wichtig, dass wirtschaftliche 
Entwicklungen nachhaltig und nicht auf Kosten der Umwelt erfolgten. 

Es wurde ein Vergleich zu Indonesien gezogen, wo wirtschaftliches Wachstum bereits vor 
der Inangriffnahme politischer Änderungen stattgefunden habe, während die Wirtschaft von 
Myanmar sich noch nicht normalisiert habe. Dennoch sei Optimismus und die Bereitschaft 
zur Einführung von Änderungen zu spüren. „Unter der früheren Regierung gab es kein Licht 
am Ende des Tunnels - schon weil es keinen Tunnel gab“. Die ASEAN könnte eine wichtige 
Rolle bei diesem Übergang spielen, insbesondere mit der Gründung der ASEAN-
Wirtschaftsgemeinschaft im Jahr 2015, die einen freien Austausch von Gütern, 
Arbeitskräften und Kapital ermöglichen werde.

Es sei von wesentlicher Bedeutung, dass die mit dem Änderungsprozess betrauten Beamten 
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die notwendigen Fachkenntnisse und das entsprechende Bewusstsein entwickelten. Die 
Übergangsprozesse in den Nachbarstaaten dienten dabei als hilfreiche Lektion. Sowohl die 
Regierung als auch der private Sektor hätten ihre Rolle in diesem Prozess zu spielen - „die 
mehrdimensionalen Änderungen bedürften mehrdimensionaler Lösungen“. 

Für den anfänglichen Aufbau böten sich Bereiche wie die Landwirtschaft und andere 
arbeitsintensive Wirtschaftsbereiche an, in denen rasches Beschäftigungswachstum erreicht 
werden könne. Der Sektor der KMU könnte ein Motor für dieses Wachstum werden; hier 
gebe es großes Potenzial für die Entwicklung einer Leichtindustrie. In grenznahen 
Sonderwirtschaftszonen könnten Arbeitsplätze für ethnische Minderheiten entstehen.

Der Bekleidungssektor hätte unter den Sanktionen der Vereinigten Staaten von 2003 
besonders gelitten. In dem Sektor seien zwischen 350.000 und 400.000 Arbeitskräfte 
beschäftigt gewesen, die meisten von ihnen Mädchen und junge Frauen im Alter zwischen 
15 und 25 Jahren mit niedrigem Bildungsniveau. Diese Zahl sei bis 2008 auf 60.000 
Arbeitskräfte gesunken, wobei der Niedergang durch das Scheitern der „Safran-Revolution“ 
noch beschleunigt worden sei. Auch der Entzug der ASP-Privilegien durch die EU habe die 
Textilindustrie getroffen. Die EU wurde gebeten, diese Privilegien wieder einzuführen, um 
Myanmar die gleichen Wettbewerbsbedingungen wie seinen Nachbarn zu verschaffen. 
Gegenwärtig seien zwischen 80.000 und 100.000 Personen in diesem Sektor in 175 Fabriken 
beschäftigt, von denen sich 20 im Eigentum ausländischer Unternehmen befänden. Alle 
Unternehmen seien mittlerweile in privater Hand. Die Bekleidungsindustrie verfüge über 
enormes Wachstumspotenzial, da hier Arbeitskräfte leicht eingearbeitet werden könnten und 
innerhalb von etwa 10 Tagen produktiv seien. Die Branche versuche, die internationalen 
Standards im Hinblick auf Arbeitsbedingungen einzuhalten, und die Regierung schaffe 
Industriezonen zur Ankurbelung des Wachstums. 

Die Mitglieder wurden darüber informiert, dass 50 % des BIP von Myanmar und zwei 
Drittel seiner Beschäftigten auf die Landwirtschaft entfielen. 35 Millionen Menschen lebten 
in ländlichen Gegenden auf kleinen Parzellen. Viele Familien lebten von weniger als 2 USD 
pro Tag und es gebe kein institutionalisiertes Kreditsystem, was dazu führe, dass Kredithaie 
Geld zu Zinssätzen von 10 bis 15 % pro Monat verliehen. Der Sektor habe unter 50 Jahren 
„Misswirtschaft und Vernachlässigung“ gelitten. Dennoch sei es ein Sektor mit Potenzial für 
rasches Wachstum – für „schnellen Gewinn“ – solange die Landwirte Zugang zu Kredit, 
Märkten, Technologie und technologischem Know-how erhielten. Ebenso bestehe Bedarf an 
einer großangelegten Elektrifizierung der ländlichen Gebiete.

Myanmar wurde als „afrikanisches Land mitten in Südostasien“ beschrieben, das unter 
schlechter Bildung, einer stagnierenden Wirtschaft, chronischer Unterernährung, 
Verschuldung der ländlichen Bevölkerung und einer archaischen Technologie leide. Nur 4 % 
des nationalen Haushalts seien für das Bildungsministerium vorgesehen (obwohl 
ursprünglich weitere Haushaltslinien für den Bildungsbereich bestimmt gewesen seien) und 
weitere 4 % seien dem Gesundheitswesen zugewiesen worden. 10 bis 20 % der Arbeitskräfte 
hätten das Land verlassen, zwei Millionen von ihnen lebten in Thailand. Dennoch sei 
Myanmar in den 1950er Jahren eine der führenden Volkswirtschaften Asiens gewesen, und 
der „Gen-Pool“ sowie das Potenzial an Humanressourcen sei immer noch vorhanden. Es 
gebe ermutigende Entwicklungen wie z. B. die Tatsache, dass Studenten aus Myanmar in der 
EU, den USA oder Australien studierten. 
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Die politische Öffnung sei nicht mit einer echten Wirtschaftsreform einhergegangen und es 
gebe keinen Nachwuchs an ausgebildeten Wirtschaftswissenschaftlern. Die Zentralbank von 
Myanmar habe keine Abteilung für Geldpolitik und die Generäle „verständen nichts von 
Wirtschaft“ – so habe der Vizepräsident allen Ernstes gesagt, er sei „stolz auf die starke 
Währung“. Infolgedessen sei der Kyat um 30 % überbewertet gewesen, was die Exporte 
stark beeinträchtigt habe. 

Die Reformmaßnahmen der Regierung verdienten eine positive Reaktion der internationalen 
Gemeinschaft, insbesondere um ihren nachhaltigen Charakter sicherzustellen. Es gebe 
insbesondere im Bereich des Kapazitätenausbaus einen enormen Bedarf an internationaler 
Unterstützung. Die EU sollte die Vereinigten Staaten veranlassen, ihre Sanktionen 
aufzuheben, da diese keine andere Wirkung hätten als die Hardliner im Regime zu 
unterstützen und die Armen in einem Zustand äußerster Armut zu halten, während sie die 
Generäle nicht beeinflussten. Die Gelegenheit zum Handeln sei begrenzt, insbesondere da 
die Generation, die das Myanmar vor 1962 erlebt habe, langsam aussterbe. 

Die Sanktionen des Westens hätten keine Wirkung auf die Generäle gehabt, die ihre Politik 
„aus freiem Willen“ geändert hätten. Dagegen hätten die Sanktionen es China erlaubt, eine 
übermächtige wirtschaftliche Präsenz aufzubauen und sich fest in dem Land zu etablieren –
Myanmar sei „durch die Sanktionen zum Teil Chinas“ geworden. Derzeit drängten die 
ASEAN-Staaten und Indien in Erwartung einer Aufhebung der westlichen Sanktionen und 
einer daraus resultierenden Zunahme westlicher Investitionen verstärkt nach Myanmar. 

Es gebe eine Kultur des Gehorsams gegenüber Autoritäten, und das „fremdenfeindliche 
Militär“ sei nicht bereit, Macht abzugeben. Allerdings hätten die Generäle nach der Safran-
Revolution und der zögerlichen Reaktion auf den Zyklon von 2008 viel an Glaubwürdigkeit 
eingebüßt. Auch der Bau von Nay Pyi Taw werde von der Bevölkerung negativ gesehen. Der 
ehemalige Staatschef Than Shwe habe verhindern wollen, dass eine andere 
Führungspersönlichkeit die Macht übernahm, da er um seine eigene Sicherheit fürchtete. 

Auf die Sitzung folgte eine Pressekonferenz.

Freitag, 2. März 2012

Arbeitskreis mit politischen Parteien

Der Vertreter der National Democratic Force (NDF) erklärte, der Ansatz seiner Partei beruhe 
auf Kooperation statt Konfrontation; die Partei setze sich für das Wohl des Volkes ein. Er 
glaubte, dass der Westen mit der Bekanntmachung seiner Position bis nach den Wahlen 
warten solle. Die Streitigkeiten mit der National League for Democracy (NLD) über das 
Parteien-Emblem dauerten an. Außerdem habe es ergebnislose Diskussionen mit Aung San 
Suu Kyi über eine Zusammenlegung der Kräfte gegeben.

Die NDF ziele auf die Förderung eines sozialen Marktes und einer Mischwirtschaft ab. Über 
viele Jahre habe das Missmanagement des Militärregimes geherrscht. Landwirte durften ihr 
eigenes Land nicht besitzen und seien oftmals ohne Entschädigung enteignet worden. Auch 
bedürfe es einer klareren Trennung zwischen den Haushaltssystemen der Staaten und der 
Union.
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U Thu Wai, der Vorsitzende der Democratic Party Myanmar (DPM), kritisierte die Wahlen 
von 2010 als manipuliert. Die Parteivertreterin Daw Cho Cho Kyaw Nyein klagte über ihre 
Erfahrungen als Kandidatin bei den allgemeinen Wahlen von 2010, nach denen sie zur 
Verliererin erklärt worden sei. Ihrer Ansicht nach stellten die Nachwahlen vom 1. April im 
Vergleich zu den Wahlen von 2010 eine deutliche Verbesserung dar.

Sprecher der DPM wiesen darauf hin, dass die Wähler nach über 50 Jahren Diktatur mit den 
Wahlprozessen nicht mehr vertraut seien und betonten die wichtige Rolle von NRO und 
Medien für die politische Bildung und Aufklärung der Menschen. So hätten sie bei den 
Wahlen von 2010 keine Wählerverzeichnisse gehabt, da sie der Zentralen Wahlkommission 
für jeden Wähler 20 Kyat zahlen sollten. Die Kosten für das Verzeichnis sollten für die 
Nachwahlen gesenkt werden (13 Kyat für jede Seite à 10 Wähler). 

Die Vertreter der Union Solidarity and Development Party (USDP) betonten, dass ihre Partei 
gemeinsam mit dem Volk nach Frieden und nachhaltiger Entwicklung strebe. 

NDF und DPM sprachen sich weitgehend für einen Bundesstaat aus, welcher der besonderen 
Situation der nationalen Minderheiten entgegenkomme. Die Vertreter der USDP waren nicht 
bereit, sich zu diesem Thema zu äußern. Sie wiesen lediglich darauf hin, dass das Problem
im Sinne des Panglong-Vertrags über regionale Autonomie von 1947 gelöst werden solle. 

Die Sprecher wiesen darauf hin, dass die Parlamentarier des Militärs zunächst nicht aktiv an 
den Debatten teilgenommen hätten, allerdings würden sie mittlerweile mit anderen Parteien 
verhandeln und zusammenarbeiten.

Einhellige Unterstützung der Parteien fand der Plan, dass zu den allgemeinen Wahlen von 
2015 internationale Beobachter, insbesondere aus den ASEAN-Staaten, entsandt werden 
sollten. Der Sprecher der NDP unterstrich, dass seine Partei nur über begrenzte Mittel 
verfüge, was eine Überwachung sämtlicher Wahllokale erschwere. 

Frau Preeta Law, Stellvertretende Beauftragte/Einsatzleiterin beim UNHCR

Frau Law bemerkte, dass das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen UNHCR seit 
1994 in Myanmar präsent sei und vorwiegend im Staat Rakhin im Zusammenhang mit der 
Rückkehr der Rohingya-Flüchtlinge tätig gewesen sei. Die meisten Flüchtlinge seien bis 
2000 zurückgekehrt. Insgesamt seien hiervon mehr als 200.000 Menschen betroffen. Die 
Rückkehr sei dabei nicht nach dem üblichen dreigliedrigen Verfahren mit dem UNHCR im 
Zentrum erfolgt, sondern sei durch einen bilateralen Vertrag zwischen den beiden 
Regierungen geregelt worden. Zwischen 2005 und 2009 seien zahlreiche Menschen illegal 
mit dem Boot nach Bangladesch und in die ASEAN-Staaten ausgereist. Nach den Wahlen 
von 2010 hätten die Ausreisen mit dem Boot aus dem Norden des Staats Rakhin 
abgenommen, allerdings sei nun wieder ein Anstieg zu verzeichnen. 

Das UNHCR habe sich zunächst auf die Wiedereingliederung und anschließend auf ein 
Stabilisierungsprogramm konzentriert, mit dem insbesondere das Problem der 
Staatenlosigkeit der heimgekehrten Rohingya bekämpft werden sollte. Der Besuch des UN-
Hochkommissars für Flüchtlinge Antonio Guterrres in Myanmar im Jahr 2009 habe die 
Regierung von Myanmar dazu veranlasst, einer Weiterführung der Arbeit des UNHCR in 
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vorrangigen Bereichen wie Infrastruktur, Gesundheit, Bildung und zentralen 
Dienstleistungen zuzustimmen. Das Programm des UNHCR werde derzeit mit Unterstützung 
einer Reihe von Gebern fortgesetzt.

Seit 2010 sei eine Änderung im Sprachgebrauch der Regierung zugunsten der Rohingya 
festzustellen, die in offiziellen Äußerungen nunmehr als Bürger von Myanmar und nicht als 
„Bengalis“ bezeichnet würden. Sie erhielten das Recht, mit befristet gültigen 
Registrierungskarten an den Wahlen von 2010 teilzunehmen. Das UNHCR habe seine 
Unterstützung angeboten, um diesen Prozess systematischer durchführen zu können, dies sei 
von der Regierung jedoch nicht akzeptiert worden. Dennoch habe die Kommission einige 
Personen unterstützen können. Einigen Rohingya sei gestattet geworden, sich innerhalb der 
Liste der USDP zur Wahl aufstellen zu lassen. Eine Person (ein ehemaliger UNHCR-
Beamter) sei ins Parlament gewählt worden, obwohl sie offiziell nicht als Bürger von 
Myanmar galt. 

Die UNDP habe vorgeschlagen, die Rohingya in Myanmar einzubürgern. Diese hätten die 
Idee jedoch abgelehnt, da sie eine „Bürgerschaft zweiter Klasse“ befürchteten. Außerdem 
wolle die UNDP ein von der Interparlamentarischen Union zusammengestelltes Handbuch 
über Staatenlosigkeit vorlegen. Dies sei jedoch bislang nicht möglich gewesen. 

Seit den Wahlen von 2010 habe es keine Änderung der Regierungspolitik gegeben und die 
Rohingya seien weiter mit starken Einschränkungen und Diskriminierung konfrontiert. Ein 
Abgeordneter aus dem Norden des Staats Rakhin habe das Problem der Bewegungsfreiheit 
und einer höheren Bildung zur Sprache gebracht, aber die Standardantwort laute immer 
noch, dass sie „illegale Einwanderer“ seien.

Das UNHCR habe ungehinderten Zugang zum Norden des Staates Rakhin und könne 
gelegentlich in Einzelfällen, wie z. B. im Fall nicht registrierter Kinder, etwas bewirken. 
Auch gebe es Bemühungen, den Rohingya bei der Integration in Myanmar zu helfen, da sie 
häufig durch ihre Sprache und stark abweichende kulturelle Gepflogenheiten isoliert seien. 

Kinder von Paaren, deren Ehe vom Staat nicht offiziell anerkannt wurde, würden auf die 
Schwarze Liste gesetzt. Außerdem gebe es einschränkende Bestimmungen über die Zahl der 
Kinder, die den Rohingya erlaubt seien, diese könnten jedoch umgangen werden, wenn die 
Eltern Geld hätten (was meist nicht der Fall sei). Eine positive Entwicklung sei die 
Aufnahme von 7.000 Kindern von der Schwarzen Liste in die offizielle Liste der Familien. 

Unter der Oberfläche gebe es im nördlichen Staat Rakhin echte Spannungen zwischen 
Rakhin und Rohingya sowie eine zunehmende Debatte über die Position der Muslime in der 
Region. Die Zentralregierung misstraue auch der Rakhine Nationalities Development Party 
(RNDP), die 2010 als zweitgrößte Partei nach der USDP einen beachtlichen Wahlerfolg 
gefeiert habe. Die RNDP hat ihre Basis in Sittwe, einer Stadt, die als traditionelles Zentrum 
pro-demokratischer Proteste bekannt ist. 

Die Delegation des EP erfuhr, dass es schätzungsweise über eine Million Rohingya-
Flüchtlinge in Bangladesch gibt, von denen 28.000 in offiziellen Flüchtlingslagern der 
Vereinten Nationen leben. Die Regierung in Dhaka betrachte die Flüchtlinge als Bürger von 
Myanmar und fürchte, dass die Einrichtung jedes weiteren Lagers zusätzliche anzusiedelnde 
Flüchtlinge ins Land ziehen könnte. 
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Weiter habe die UNDP seit 2004 im Südosten Myanmars mit den Karen und Mon 
zusammengearbeitet und sei in der Region Tanintharyi (früher Tenasserim) präsent. Es sei 
ihnen gestattet worden, sich um „von Bevölkerungsbewegungen betroffene Menschen“ zu 
kümmern; der Begriff der „Internen Vertriebenen“ (IDP) sei von der Regierung nie 
verwendet worden. Die Regierung beschränke den Zugang zu den Gebieten „aus 
Sicherheitsgründen“, während die UNDP weiterhin ungehinderten Zugang fordere. Die Lage 
ändere sich allmählich, aber es gebe weiterhin strenge Restriktionen ihrer Arbeit, zu der 
Schutz und Unterstützung der betroffenen Bevölkerungsgruppen zählten. Die UNDP 
konzentriere sich auf Gebiete, in denen IDP präsent seien, und helfe außerdem bei der 
Rückkehr von Flüchtlingen aus Thailand. 

Die Regierung habe erklärt, dass sie ein Ende der Flüchtlingslager in Thailand herbeiführen 
wolle, dass jedoch die Friedensverhandlungen mit aufständischen Gruppen derzeit Vorrang 
hätten. Ein weiterer Schwerpunkt liege auf der Rückkehr von IDP und der anschließenden 
Ansiedlung von Flüchtlingen, ein Ansatz, der von der Karen National Union (KNU) 
unterstützt werde. Das UNHCR unterscheidet zwischen den IDP und Flüchtlingen, die an 
bewaffneten Konflikten beteiligt waren. Die Regierung habe gefordert, dass sie sich nicht für 
IDP einsetzten, die an bewaffneten Konflikten beteiligt gewesen seien; über jede künftige 
Aktivität auf diesem Gebiet müsse mit den Behörden verhandelt werden. 

Eine aktive Rolle der NRO in Myanmar sei von großer Bedeutung; die UNDP hänge in 
hohem Maße von ihrer Arbeit ab. Eine beträchtliche Anzahl von NRO habe ihre Arbeit im 
Land aufgenommen, wobei lokale Gruppen dringend technische Unterstützung bräuchten. Es 
sei von wesentlicher Bedeutung, die archaischen Verfahren, mit denen ausländische NRO 
arbeiten müssten, auf einen zeitgemäßen Stand zu bringen. 
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EUROPEAN PARLIAMENT 2009 - 2014

Delegation for relations with the countries of Southeast Asia and the Association of 
Southeast Asian Nations (ASEAN)

1st EP-Myanmar Interparliamentary Meeting
YANGON, NAY PYI TAW, 26 February - 2 March 2012

PROGRAMME

Sunday 26 February 2012
Yangon

11.00 Coordination meeting of the Secretariat with German Embassy representatives

Individual arrivals of Members and staff at Yangon airport and transfer to
Chatrium Hotel Royal Lake Yangon
40, Natmauk Road, Tamwe Township, Yangon
Tel: (951) 544-500, 544-266
Fax: (951) 544-400
c/o Mr Naing Naing Tun
www.chatriumhotelyangon.com

20.30-22.00 Briefing by EU Ambassador on the political and economic situation in Myanmar
Venue: Mandalay Room, Chatrium Hotel Royal Lake Yangon

Monday 27 February 2012
Yangon – Nay Pyi Taw

06.00 Check-out and bring luggage downstairs

06.30 Breakfast at the hotel

07.00 Departure by bus to Nay Pyi Taw

13.30 Arrival in Nay Pyi Taw and check in at
Thingaha Hotel
No. 3, Hotel Zone
Nay Pyi Taw
Tel: (95-67) 414123-34
Fax: (95-67) 414135
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Lunch (own arrangement)

14.15 Leave Thingaha Hotel to the Ministry Railways
(bring passports for security check)

15.00 Minister for Railways, U Aung Min

16.00 Minister for Defence, Maj-Gen Hla Min

17.00 Minister for Commerce, U Win Myint

Useful contacts:  U San Lwin, Deputy Director –General/ Daw Kaythi Soe, Director
Political  Department, Ministry of Foreign Affairs
Tel: (95-67) 412-053, 412-359, 412-010 (office)

MFA Protocol officer: Mr Thet Tun 067-412.061
MFA Consular department: 067-412185 – U Sein Oo

18.00 Return to Thingaha Hotel

Dinner (own arrangement)

Tuesday 28 February 2012
Nay Pyi Taw

07.15 Breakfast at the hotel

08.15 Leave Thingaha Hotel to the Parliament
(bring passports for security check)

09.00 Meeting with Amyotha Hluttaw Speaker
(Upper House)  U Khin Aung Myint

10.00 Minister for Industry / Chairman of Investment Commission
U Soe Thein

11.00 Chairman of Election Commission
U Tin Aye

12.00 Deputy Minister for Foreign Affairs: U Maung Myint

13.30 Return to Thingaha Hotel

Lunch (own arrangement)

14.40 Leave Thingaha Hotel to the President Office

15.00 Meeting with President
HE U Thein Sein
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16.00 Pyithu Hluttaw Speaker
(Lower House) Thura U Shwe Mann     

17.00 Chairman of the Pyithu Hluttaw
International Relations Committee, U Hla Myint Oo

18.00 USDP Chairman Htay Oo

19.30 Return to Thingaha Hotel

Dinner (own arrangement)

Wednesday 29 February 2012
Nay Pyi Taw - Yangon

07.00 Check-out and bring luggage

07.30 Breakfast at the hotel

08.30 Depart by bus from Nay Pyi Taw to Yangon

13.30 Arrival at Chatrium Hotel Royal Lake Yangon and check in
40, Natmauk Road, Tamwe Township, Yangon
Tel: (951) 544-500, 544-266
Fax: (951) 544-400
c/o Mr Naing Naing Tun
www.chatriumhotelyangon.com

Lunch (own arrangement)

15.30 Departure from Chatrium Hotel for

16.00 Meeting with Daw Aung San Suu Kyi at her residence followed by meeting with 
the press

            54 University Avenue, Yangon
Tel: (951) 534-365 (Residence), (951) 730-00740 (NLD office)

18.00 Meeting with U Win Mra, Chairman of the National Human Rights Commission
27 Pyay Road (closed to US CdA Residence)
Tel: (951) 654-668 (Office), (951) 579-715 (Home)

19.30 Return to Chatrium Hotel

Dinner (own arrangement)
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Thursday 1 March  2012
Yangon

07.30 Breakfast at the hotel

08.00 Depart from Chatrium Hotel for Jetty by minivan

08.30 Depart Jetty (boat)

09.00 Visit of EU funded project to Dala Township

11.00 Depart from Jetty

11.30 Arrival at jetty in Yangon, pick up by minivans and transfer back to Chatrium 
Hotel

12.00 Arrive Hotel

Lunch (own arrangement)

15.00 Programme in Yangon, meetings at the Chatrium Hotel: at Mandalay Room

Panel on economic/ development issues

Winston Set Aung, Founder and Executive Director of ASIA Language and Business  Academy,
Tel: (951) 384-055, 720-966, Mobile: (959) 862-9957, (959) 510-7158, (959)-9929630

Daw Khine Khine Nwe, Executive Committee Member, Myanmar Garment Manufacturers 
Association, Tel: (951) 214-829, Mobile: (959) 501-3329

Peter Thein, Myanmar Marketing Research & Development Co., Ltd, Tel: (951) 525-050,
Mobile: (959) 731-65973, (959) 511-7859

Debbie Aung Din Taylor, International Development Enterprises (IDE), Tel. 95-1-555-221, 
555-270, Mobile: (959) 501-8244

Martin Pun, Myanmar Business Coalition, Tel: (951) 514-598, Mobile: (959) 510-0222

17.00 Press Conference at the Chatrium Hotel (35 people) at Bago Room

18.30 Departure to German Ambassador's residence by minivans

19.00 Dinner hosted by the German Ambassador with local EU HOMs
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Friday 2 March  2012 (Public holiday)
Yangon

Morning Breakfast at the hotel

10.00 Programme in Yangon, meetings at the Chatrium Hotel: at Bago Room

Panel with political parties

 National Democratic Force, U Khin Maung Swe, Tel: (951) 551-654, Mobile: (959) 
505-9640

 National Unity Party (NUP), U Khin Maung Gyi, Joint General Secretary, Tel: (951) 
557-456, 557-459, 557-480

 National League for Democracy (NLD), U Nyan Win, Tel: (951) 730-00740, Mobile:
(959) 517-9247

 Union Solidarity & Development Party (USDP), U Htay Oo, Secretary General, Tel:
(95-67) 419-202

 Shan Party (White Tiger), U Sin Tun Ayea, Tel: (951) 730-46206(if not travelling to 
Shan state)

 Rakhine Nationalities Development Party (RNDP), U Oo Hla Saw, Mobile: (959) 731-
13309, (959) 730-44927

 Democratic Party Myanmar, U Thu Wai, Tel: (951) 386-475

Lunch (own arrangement)

14.00 Meeting at Bago Room, Chatrium Hotel            

Ms Preeta Law, Deputy Representative/Officer-in-Charge, UNHCR
on their operations in Myanmar c/o  Ms Mu Mu Lwin: (951) 524-024-6
(lwin@unhcr.org)

evening Departure to Europe



PE483.249v01-00 32/33 CR\897838DE.doc

DE

EUROPEAN PARLIAMENT 2009 - 2014

Delegation for relations with the countries of Southeast Asia and the Association of 
Southeast Asian Nations (ASEAN)

1ST EU-MYANMAR INTERPARLIAMENTARY MEETING

YANGON - NAY PYI TAW, 26 FEBRUARY - 2 MARCH 2012

PARTICIPANTS LIST (in order of protocol)
MEMBERS Political 

Groups
Nationality

Committees

Mr Werner LANGEN
Chairman

EPP
Germany Economic and Monetary Affairs

Mr Robert GOEBBELS
Vice-Chair

S&D
Luxembourg Industry, Research and Energy

Mr Ivo BELET
Vice-Chair

EPP
Belgium Industry, Research and Energy

Ms Barbara LOCHBIHLER Greens/ALE
Germany Human Rights

Mr Francesco Enrico SPERONI EFD
Italy Legal Affairs

Ms Jean LAMBERT Greens/ALE
UK Employment and Social Affairs

Mr Wolf KLINZ ALDE
Germany Economic and Monetary Affairs

Ms Barbara WEILER S&D
Germany Internal Market and Consumer Protection

Ms Julie GIRLING ECR
UK Environment, Public Health and Food Safety

Mr Csaba SÓGOR EPP
Romania Civil Liberties, Justice and Home Affairs

Mr Marian-Jean MARINESCU EPP
Romania Transport and Tourism
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Secretariat
Mr Walter MASUR, Head of Secretariat
Mr Tim BODEN, Administrator
Ms Claudia SCHWENDENWEIN, Assistant

Political Groups
Mr Markus ARENS, Political Advisor EPP

Interpreters (DE)
Ms Annette STACHOWSKI (team leader)
Ms Ute PAUNA

DG COMMUNICATIONS - AUDIO VISUAL PRODUCER
Ms Maria Elena KURZE


